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einem Gewerbe einzuholen iſt, iſt immer die politiſche Behörde erſter Inſtanz 


ohne Rückſicht darauf, ob für das betreffende Gewerbe eine höhere Inſtanz 


unmittelbare Verleihungsbehörde iſt oder nicht. 
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gefertigten Vergleichsurkunden ift nicht auf Streitſachen beſchränkt, in Are 
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Die 


Das reprellive und präventive Princip. *) 

Keine Handlung der Polizei- beziehungsweiſe Verwaltungsbehörden 
ijt denkbar, ohne von einem der beiden Prineipien geleitet zu ſein. Sie 
bilden die Seele der geſammten Polizeipflege im weiteſten Sinne des 
Wortes und geben jeder polizeilichen Thätigkeit ihr charakteriſtiſches Ge- 
präge. Beide Principien bei zweckmäßigem Gebrauche von gleichem Werthe, 
hat deren jedes ſeine Geſchichte. 

Wie es in dem Weſen der beiden Maxime liegt, mußte das 
repreſſive Princip früher als das präventive zu höherer Entwicklung 
gelangen. Den Handlungen der Behörden die nothwendige Autorität zu 
verschaffen, mußten bei Zuwiderhandlungen Strafen angedroht werden. 
Mit der Beſtrafung von Uebertretungen eines Gebotes beziehungsweiſe 
Verbotes, von Verletzungen der beſtehenden Rechtsordnung glaubte man 
ſich begnügen zu konuen, ſowie der Autorität genügt und feine Aufgabe 
erfüllt zu haben. Allerdings wollte man auch mit der Beſtrafung neben 
der Sühnung geſcheheunen Uurechts die Orduung wiederhergeſtellt und 
zugleich vor Uebertretungen in Zukunft gewarnt wiſſen. Juſoweit man 
nun nicht blos das Geſchehene zu ahnden, ſondern auch vorbeugend zu 
wirken beabſichtigte, miſchten jich dem vorzugsweiſe negativen Weſen des 
repreſſwen Princips poſitive Geſichtspunkte bei, welche das präventive 
Princip bereits im Eutſtehen begriffen erſcheinen ließen. Doch kam 
letzteres Moment nicht viel über die repreſſiven Geſichtspunkte hinaus, 
erſt höherer Culturverhältuiſſe bedurfte es, das präventive Princip klar 
und rein zum Ausdrucke zu bringen. 
| Dieſer Entwicklungsgaug war mur zu natürlich, denn je vielſeitiger 
ſich einerſeits und vollkommener das ſociale Leben geſtaltete und je 


) Aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


das Staatsweſen geſtellt wurden, je mehr fich 
auderſeits das Staatsweſen ſelbſt jener Pflichten und Rechte bewußt 
wurde und je höher es ſeinen Beruf erfaßte, deſto mehr erkannte die 
Verwaltung es als ihre Aufgabe au, ſich nicht blos auf die Beſtrafung 
erfolgten Verſtoßes zu beſchränken, repreſſiv zu wirken, ſondern auch und 
vor Allem, Störungen überhaupt zu verhüten, präventiv tätig zu ſein, alſo 
für die Zukunft bereits Vorſorge zu treffen, was dem repreſſiven Princip 
fern liegt. Dies beſtätigt die geſchichtliche Erſcheinung, daß in Zeiten, wo 
die Allmacht des Staates in Blüthe ſtand, der Staatsdespotismus ſeine 
Vollendung erreichte, alſo in Zeiten des ſogenaunten Polizeiſtaates des 
achtzehuten Jahrhunderts das präventive Princip ſeine höchſte Stufe der 
Entwicklung erreichte. 

Unvermeidlich war es, daß mit einer derartigen Fürſorge des 
Staatsoberhauptes das präventive Princip auf die Spitze getrieben und 
ſozuſagen das Kind mit dem Bade ansgeſchüttet wurde. Eine ſo weit— 
gehende ſtaatliche Fürſorge, welcher aus Beſorgniß vor einem Verſtoße 
oder einer Verletzung beſtehender Einrichtungen und geltender Beſtim 
mungen es nicht genügte, die vielverſchlungenen, mannigfachen und un 
beſtändigen Lebensſphären der menschlichen Geſellſchaft durch Reglements 
und Satzungen nach allen Seiten hin zu fixiren, ſondern ſich auch be— 
rufen fühlte, die Rolle der „Vorſehung“ zu übernehmen, eine derartige 
Fürſorge hatte eine behördliche Einmiſchung in die intimſten Privat 
verhältniſſe der Unterthanen und eine Bevormundung im Gefolge, welche 
die individuelle Schaffenskraft erlahmen ließ und ſo die einzelnen Bürger 
zu unthätigen Mitgliedern der menſchlichen Geſellſchaft herabwürdigte. 
Auch als Deckmantel ſelbſtſüchtiger, finanzieller Intereſſen diente das 
präventive Prineip, im Falle eines derartigen Gebrauches. 

Inn Gegenſatze zu dieſen Epochen des vollendeten Staatsdespotismins, 
durchſetzt mit merkantiliſtiſch-bureaukratiſchen Priucipien, erſcheinen die von 
phhyſiokratiſch⸗mancheſterlichen Tendenzeu erfüllten Zeiten, welche mit ihren 
in der „göttlichen Weltordnung“ und der „Harmonie der Verhältniſſe“ 
wurzelnden optimiſtiſchen Grundſätzen die präventiven Principien in Acht 
und Baun erklärten und in jeder präventiven Wirkſamkeit eine Verletzung 
der beſtehenden Ordnung erblickten. l 

Diele diametral verschiedenen Zeitſtrömungen find bei der immer 
noch beſtritteuen Frage nach der ſachgemäßen Begrenzung der beiden 
Prineipien von hoher Bedeutung. So wie die mit dem Volksbewußtſein 
verbundene Anffaſſung des Staatsgedankens räumlich und zeitlich den 
größten Wandlungen unterworfen iſt, wechſelt die Anerkennung der Be— 
rechtigung, präventiven Geſichtspunkten in höherem oder geringerem Maße 
in der Verwaltung beziehungsweiſe Polizeipflege zu folgen. In dem 
Verhältniſſe alfo, wie verſchieden die Länder und Zeitläufte find, ſo ver- 
ſchieden auch die Anfichten über das richtige Maß der Anwendung des 
präventiven und repreſfiven Principa, welche beide in der Praxis vielfach 
in einander übergehen und ſich wechſelſeitig bedingen und daher theoretiſch 
leichter als praktiſch ſcharf geſchieden werden können. Naturgemäß laffen 
ſich die repreſſiven Geſichtspunkte leichter begrenzen und bilden nicht in 
der Weiſe ein Object des Streites über das Maß der Anwendung abs 


höhere Auſprüche au 


das präventive Princip, deun das repreſſive Moment ſetzt zu 
wendung erfolgte Verletzungen und Störungen voraus, das 
dagegen iſt unbegrenzbar. 

Im Allgemeinen wird der präventiven Thätigkeit der Behörden 
iuſoweit eine Berechtigung zukommen, als fie einerſeits nicht mit dem indivi- 
duellen Moment der Perſöylichkeit in Conflict geräth, anderſeits durch 
Rückſichten auf das Allgemeinwohl geboten erſcheint, deren Erfüllung von 
dem Einzeluen nicht in zweckmäßiger Weiſe geſchehen kann, ſeien dieſe 
Rückſichten ökonomiſcher, ſauitärer oder welcher Art auch immer. Wie 
wenig ſtabil auch dieſes Kriterium ſein mag, ſo entſpricht es dem un— 
beſtändigen, nicht feft zu begrenzenden Weſen der Verhältniſſe, welche 
für die präventive Thätigkeit in Betracht kommen und iſt, theoretiſch 
wie praktiſch betrachtet, von allgemeiner, principieller Richtigkeit. 

So kommt es auch, daß in Zeiten, welche von ſtaatsſocialiſtiſchen 
Tendenzen beherrſcht find, wie die Gegenwart, fich das präventive Princip 
in hohem Maße zur Geltung bringt. Die geſammte ſocialpolitiſche 
Geſetzgebung entſpringt präventiven Geſichtspunkten, als welche ſie doch 
in der Verſicherung gegen Unfälle und Kraukheiten erſcheinen. Die in 
ſocialer Hinſicht gefährlichen Folgen von Armuth und Krankheit nach 
deren Eintritt zu beſeitigen, beſchränkt man ſich jetzt nicht mehr, viel— 
mehr bildet es einen Gegeuſtand behördlicher Fürſorge, jene Folgen durch 
eine Verſicherung überhaupt zu verhüten, alfo das „Prävenire“ zu 


feiner Au⸗ 
präventive 


ſpielen, was gewiß als ein erfreulicher Fortſchritt in humanitärer und 


ſocialer Beziehung zu begrüßen iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Frauenkleidermachergewerbe ift zu den gemeiniglich von 

Frauen betriebenen handwerksmaßigen Gewerben zu zahlen, 

weshalb auf dasſelbe die Begünſtigung des § as, Al. 8 der 
Gewerbegefesnovelle Anwendung findet. 

Für die Zulaſſung zum Antritte dieſes Gewerbes iſt unter allen 

Umſtanden der Localbedarf nicht in Berückſichtigung zu ziehen. 


Elconora M. hat bei der Landesregierung um die Dispens von 
der Beibringung des vorgeschriebenen Befähigungsnachweiſes zum ſelbſt— 
ſtändigen Betriebe des Frauenkleidermachergewerbes in S. angeſucht. 
Dieſem Auſuchen war zur Darthuung der Befähigung beigeſchloſſen ein 
von der Damenſchneiderin Johauna H. unterm 8. März 1886 ans- 
gefertigtes Arbeitszeugniß nachſtehenden Juhaltes: „Frau Eleonora M., 
geb. T., erlernte vom Jahre 1872 bis 1875 in meinem Geſchäfte die 
Damenſchneiderei und war mit Ausnahme kleiner Unterbrechungen in 
und außer Hauſe für mich beſchäftigt.“ Von Seite des ſtädtiſchen Wach— 
mannes wird auf dem Zeugniſſe beſtätigt, daß ihm die Ansſtellerin 
wohlbekaunt fei und daß dieſelbe ihm erklärt habe, das Zeugniß der 
Wahrheit gemäß ausgeſtellt zu haben. Von Seite der Stadtgemeinde— 
vertretung in S. wird unterm 4. Juni 1886 auf dem Zeugniſſe be- 


— 


merkt, daß Johanna H. krankheitshalber nicht vorgeladen werden konnte 


und die Richtigkeit obigen Zeugniſſes daher durch Abordnung des ge— 
nannten Wachmaunes conſtatirt wurde. 

Die über das Geſuch einvernommene Genoſſenſchaft der Kleider— 
macher in S. ſprach ſich gegen die Ertheilung der Nachſicht aus, indem 
ſie hervorhob, daß das beigebrachte Zeugniß den geſetzlichen Anforde- 
rungen nicht entſpreche und zugleich auf die übergroße Concurrenz der 
in S. beſtehenden Frauenkleidermachergewerbe hinwies. 

Sonach fällte die Landesregierung folgende Entſcheidung: 

„Die Landesregierung findet ſich nach Einvernehmung der Kleider— 
machergenoſſenſchaft nicht beſtimmt, der Eleonora M. die erbetene Nach⸗ 
ſicht von der Beibringung des Lehr- und Arbeitszeugniſſes zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betriebe des Damenſchneidergewerbes nach § 14 Gewerbegeſetz⸗ 
novelle zu ertheilen, nachdem durch das von der Genannten erbrachte 
Zeugniß, welches den geſetzlichen Anforderungen nicht entſpricht, eine 
wirklich hinreichende Befähigung zu erfolgreicher gewerbsmäßiger Aus⸗ 
übung der Frauenſchueiderei, bei der den Bedarf weit überſteigenden Zahl 
derartiger Gewerbe nicht dargethan erſcheint.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den von Eleonora M. 


gegen diefe Eutſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurs unterm 24. Auguft 


1886, 3. 11.610, wie folgt entſchieden: 
„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Eleonora 


M. in S. gegen die Eutſcheidung der Landesregierung vom 15. Mai 
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1886, 3. 3249, mit welcher die Genannte mit ihrem Anſuchen um 
Zulaſſung zum Autritte des Damenſchneidergewerbes zurückgewieſen wurde, 
Folge zu geben, die angefochtene Entſcheidung als im Geſetze nicht be— 
gründet zu beheben und die Recurrentin zum Autritte des fraglichen 
Gewerbes zuzulaſſen, nachdem das Damenſchneidergewerbe unter jene 
gemeiniglich von Frauen betriebenen handwerksmäßigen Gewerbe zu zäh— 
len ift, auf welche die Begünſtigung des § 14, Al. 8 Gewerbegeſetz⸗ 
novelle Anwendung findet und die Geſuchſtellerin durch das vorgelegte 
Zeuguiß ihre thatſächliche Verwendung im Gewerbe und damit ihre Be- 
fähigung zur ſelbſtſtändigen Ausübung desſelben in glaubwürdiger Weiſe 
nachgewieſen hat. 

Gleichzeitig wird der k. k. Landesregierung bemerkt, daß die in 
der abweislichen Eutſcheidung enthaltene Hinweiſung auf die große An- 
zahl der in S. bereits beſteheuden derartigen Gewerbe unter allen 
Umſtänden nicht am Platze war, nachdem es ſich im vorliegenden Falle 
nicht um ein ſolches Gewerbe handelt, bei welchem der Localbedarf in 


Berückſichtigung zu ziehen iſt.“ en 


Die Gewerbsbehörde, bei welcher die Genehmigung für den Stell: 

vertreter in einem Gewerbe einzuholen iſt, iſt immer die politiſche 

Behörde erſter Inſtanz ohne Nückſicht darauf, ob für das betref- 

fende Gewerbe eine höhere Juſtanz unmittelbare Verleihungs— 
behörde iſt oder nicht. 


Wenzel V. bat im Jäuner 1886 bei der Bezirkshauptmaunſchaft 
in P. um Genehmigung des Buchbinders Franz R. als Stellvertreter, 
eveutuell Leiter in ſeiner Buchdruckerei. 

Das Bürgermeiſteramt in P. ſprach ſich mit Hinweis auf die 
Bildung und Intelligenz des R. für die Willfahrung aus, ebenſo die 


Bezirkshauptmaunſchaft. 


Die Statthalterei gab dem Geſuche mit der Entſcheidung vom 
7. April 1886, 3. 24.784, mit Rückſicht auf $ 55, Al. 2 Gew. O. 


und auf die Miniſterialverordunng vom 17. September 1883, R. G. Bl. 


Nr. 151, keine Folge. 

In dem von Wenzel V. eingebrachten Miniſterialrecurſe wurde 
insbeſondere die Incompetenz der Statthalterei behauptet, da dieſelbe 
nach § 142 Gew. O. nur zur Verleihung von Buchdruckereiconceſſionen 
competent ſei, die Genehmigung eines Stellvertreters jedoch im Grunde 
der $8 55 und 141 Gew. O. in den Wirkungskreis der Gewerbebehörde 
erſter Inſtanz falle. 

Die diesfalls einvernommene Statthalterei erachtete die Einwen 
dung der Jucompetenz als auf einer irrthümlichen Auffaſſung der bezig- 
lichen Geſetzesſtelle beruhend, da im Abſatze 2 des § 55 Gew. O. unter 
Gewerbsbehörde jene Behörde zu verſtehen ſei, welcher bezüglich des 
betreffenden Gewerbes das Verleihungsrecht zuſteht. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 19. Sep⸗ 
tember ad 3. 16.591, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet über den Miniſterialrecurs 
des Wenzel V., Buchdruckereibeſitzers in P., gegen die Eutſcheidung der 
Statthalterei vom 7. April 1886, 3. 24.784, mit welcher die Gench- 
migung des Franz R. als Stellvertreter in dem Buchdruckereigewerbe 
des Recurrenten verweigert wurde, die angefochtene Statthaltereientſchei— 
dung wegen Incompetenz aufzuheben und die Statthalterei anzuweiſen, 
die Eutſcheidung über das vorliegende Geſuch des Wenzel V. vom 
12. Jänner 1886 der Bezirkshauptmaunſchaft in P. als der regel— 
mäßigen Gewerbsbehörde erſter Inſtanz aufzutragen, da als die im 
§ 55 Gew. O. bezeichnete Gewerbsbehörde, bei welcher die Genehmigung 
eines Stellvertreters in einem Gewerbe einzuholen ift, nach § 141 
der Gew. O. nur die politiſche Verwaltungsbehörde erſter Inſtanz ange- 
ſehen werden kann, ohne Rückſicht darauf, ob für das betreffende Gewerbe 
eine höhere Inſtanz unmittelbare Verleihungsbehörde ift oder nicht, und 
da daher auch bezüglich der vorliegenden Falles in Frage kommenden 
Amtshandlung der Genehmigung eines Stellvertreters bei dem conceſſio⸗ 
nirten Buchdruckereigewerbe, nachdem eine beſondere Competenz für die- 
ſelbe in der Gewerbeordnung nicht begründet iſt, lediglich der regel⸗ 
mäßige Juſtanzenzug für Gewerbeangelegenheiten im Sinne des § 141 
Gew. O. einzutreten hat.“ = 


ie Erecuti fähigkeit der von den Polizeibehörden als Friedens- 

e gere e eke iſt nicht auf Streit: 

ſachen beſchränkt, in Anfehung deren den Polizeibehörden die 
Gerichtsbarkeit zuſteht. 

Mittelſt Kaufvertrages vom 22. März 1884 hatte Magdaleua 
A. im eigenen Namen und im Vollmachtsuamen B.“ das Beiden, 
und zwar der A. zu ¾2, dem B. zu e Autheilen, gehörige Haus 
. in Wien an Mathias C. verkauft. Da fih die Verkäufer ungeachtet 
beffen, daß fie fich im Kaufvertrage für den Fall, als die darin auf- 
genommene Einverleibungsbewilligung von dem Gerichte als zur Ber- 
bücherung unzulänglich erachtet werden ſollte, zur Ausfertigung einer 
verbücherungsfähigen Aufſandungsurkunde verpflichtet hatten, die Ans- 
ſtellung einer ſolchen beharrlich verweigerten, fo wurde die Jutervention 
der k. k. Wiener Polizeidirection als Friedensrichteramt in Auſpruch 
genommen, vor welcher ein Vergleich geſchloſſen wurde, worin ſich die 
Verkäufer verpflichteten, binnen 24 Stunden eine verbücherungsfähige 
Aufſandungsurkunde über das Haus K. bei ſonſtiger Execution ang- 
zufertigen. Als uun nach Ablauf dieſer Friſt die Verkäufer dennoch die 
Ausfertigung der Aufſandungsurkunde verweigerten, ſchritt der Käufer 
auf Grund der von der Wiener Polizeidirection ausgefertigten Ver⸗ 
gleichsurkunde beim k. k. Wiener Landesgerichte um Execution ein, 
indem er das alternative Erſuchen ſtellte, entweder den Verkäufern 
unter Androhung von Pönfällen oder Arreſt die Ausfertigung der Auf- 
ſandungsurkunde aufzuerlegen, oder für dieſelben einen Curator zu 
beſtelleu, der dieſe Arbeit für fie verrichte ($ 309 a. G. O.). 

Das diesſällige Einfchreiten wurde vom k. k. Laudesgerichte 
Wien mit Beſcheid vom 6. Mai 1884, 3. 31.950, in der Erwägung 
abgewieſen, als der beim Sicherheitsburean der k. k. Polizeidirection 
in Wien aufgenommene Vergleich, als von einer mit Rückſicht auf den 
Rechtsgegenſtand hiezu nicht competenten Behörde aufgenommen, nicht 
executionsfähig erſcheint. 

Qu dem dagegen ergriffeuen Recurſe wurde hervorgehoben, daß 
fih die Auſchauung, die Polizeibehörden feien zur Ausfertigung von 
Executionstiteln nur beſchränkt in Anſehung der ihnen nunmehr noch 
reſtlich zuſtehenden Judicatur „Dienſtbotenſtreitigkeiten) competent, ſich 
weder aus dem Wortlaute dev einschlägigen Geſetze, noch aus der ge— 
ſchichtlichen Entwicklung dieſer Behörden rechtfertigen laſſe; vielmehr ſei, 
als im Jahre 1793 in deu Städten die Juſtiz von der Verwaltung 
getrennt worden ſei, den ſtädtiſchen Polizeibehörden, welche bis dahin 
allgemein als Juſtizbehörden in erſter Inſtanz fungirt hatten, zwar die 
allgemeine Judicatur, welche auf die Grundgerichte übergegangen fei, 
entzogen, dagegen ihnen ganz allgemeinhin ein Friedensrichteramt in 
allen vor ſie gebrachten Streitigkeiten belaſſen worden (Hofdecret vom 
14. Februar 1793, J. G. S. Nr. 88), in Auſehung deren ihnen 
zur Begegnung aller Zweifel durch Hofdecret vom 16. Jäuner 1801, 
J. G. S. Nr. 516, die gleiche Prärogative als den Gerichten anerkannt 
wurde, nämlich die Executionsfähigkeit der durch fie beurkundeten 
Vergleiche. 

Dieſem Recurſe des Käufers wurde mit Erledigung des k. k. 
Oberlandesgerichts in Wien vom 27. Mai 1884, 3. 8650, 
ſtattgegeben, der angefochtene Beſcheid behoben und weiters mit Be 
ſcheid desſelben Oberlandesgerichtes vom 29. Inli 1884, 3. 12.812, 
auf Grund des bei der k. k. Polizeidirection abgeſchloſſenen Vergleiches 
vom 22. April 1884 in Bewilligung der Execution nach § 309 
a. G. O. Dr. Alfred D. für Magdalena A. und Joſeph B. zum 
Curator ad actum zur Leiſtung der dem Genannten nach Juhalt 


des obigen Vergleiches obliegenden Verpflichtung zur Ausfertigung und 


Behändigung einer verbücherungsfähigen Eigenthumseinverleibungsurkunde 
zu Gunſten des Mathias C. über das Haus X. in Wien beſtellt. 
Dieſe Entſcheidung, wird angeführt, gründet fich auf das Hofdecret vom 
16. Jänner 1801, J. G. S. Nr. 516, die Verordnung des Mini- 
ſteriums des Innern vom 10. December 1850 und die Juſtizminiſterial⸗ 
verordunng vom 18. Juni 1853, R. G. Bl. Nr. 114, wonach das 
Friedeusrichteramt der k. k. Polizeibehörden als ein alle Civilſtreitig— 
keiten umfaſſeudes anzuſehen iſt, und wonach auf die vor den k. k. 
Polizeibehörden zu Stande gekommenen und von ihnen beurkundeten 
Vergleiche nach Maßgabe der Proceßorduung die Execution zu ertheilen 
iſt, und auf die Erwägung, daß in dem Vergleiche ddo. 22. April 
1884 in Gemäßheit der §§ 111 und 112 . c. der a. G. O. beweis⸗ 
machender Weiſe beurkundet erſcheint, daß der Vergleich zwiſchen Ma⸗ 


thias C. einerſeits und Joſeph B. und Magdalena A. auderſeits vor 


der k. k. Polizeidirection abgeſchloſſen worden jei und dem Executious⸗ 
richter mit Bedachtuahme auf die Juſtizminiſterialverorduung vom 
18. Juni 1853, R. G. Bl. Nr. 114, die Thatfache des beurkundeten 
Vergleiches zu genügen hat. 

Dieſe Entſcheidung wurde über Recurs des Verkäufers mit Er— 
ledigung des oberſten Gerichtshofes vom 8. October 1884, 3. 11.429, 
aus den Gründen der zweiten Inſtanz und in der ferneren Erwägung 
beſtätigt, daß aus dem Inhalte des dem Executiousgeſuche zu Grunde 
gelegten Vergleiches vom 22. April 1884 zweifellos erhellt, daß ſelber 
vor der k. k. Polizeibehörde in einer zwiſchen den Streittheilen ſtreitigen 
Rechtsſache abgeſchloſſen wurde und nach ihrer ausgeſprochenen Abſicht 
executionsfähig ſein ſoll. 


„Dem Unterrichte des Lehrers anvertraut“ (F 132, III St. G.) 
ift der Schüler nicht blos während der Schulitunden. 

Die von Leander H. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreis- als Erkenntnißgerichtes in Leoben vom 2. Jäuner 
1886, 3. 84, womit derſelbe des Verbrechens der Verführung zur 
Unzucht nach $ 132 St. G. ſchuldig erkannt wurde, fand der k. k. 
Caſſationshof mit Eutſcheidung vom 16. April 1886, Z. 1987, zu 
verwerfen. Gründe: Was zur Begründung der Beſchwerde in der 
Richtung der Z. 9 a, § 281 St. P. O. ausgeführt worden ift, muß 
als völlig unſtichhältig erkannt werden. In der diesfälligen Ausführung 
wird geltend gemacht, das Mädchen Eliſabeth E. fei dem Augeklagten 
zur Zeit, in der die in der Auklage bezeichneten Thatſachen ſich er— 
eigneten, weder zum Unterrichte noch zur Aufficht anvertraut geweſen. 
Allerdings iſt es richtig, daß der Angeklagte ſich uur zu dem Zwecke die 
Begleitung der E. von deren Bruder Vincenz erbat, um ſich von ihr 
im Triebe einiger Viehſtücke unterſtützen zu laffen; anderſeits aber ergibt 
ſich aus der Feſtſtellung des Urtheils, daß die E. zur Zeit der That 
eine Schülerin des Angeklagten war, und zwar in der Schule zu F. 
Steht dieſes Verhältniß feft, fo wurde vom Gerichtshofe mit Recht an- 
genommen, daß dadurch das geſetzliche Merkmal des Auvertrauens zum 
Unterrichte erfüllt fei (§ 132 I St. G.). Der Augeklagte hat die 
beſondere Pflicht verletzt, die ihm als Lehrer der E. oblag; er hat 
anderſeits das Verhältniß der Autorität, in dem er zu dieſem Mädchen 
ſtand, zu unzüchtigen Zwecken mißbraucht. Die Auffaſſung, die in der 
Nichtigkeitsbeſchwerde vertreten wird, würde dahin führen, daß eine Ver— 
führung zur Unzucht durch Lehrer nur dann unter die Beſtimmung des 
§ 132 St. G. fallen würde, wenn dieſelbe während des Unterrichtes 
ſelbſt ſtattfand. 

Liegt demnach im vorliegenden Falle ein Anvertrauen zum Unter- 
richte vor, ſo hat die Frage geringe Bedentung, ob Eliſabeth E. dem Au— 
geklagten auch zur Aufſicht anvertraut war. Indeſſen ift auch diefe Frage 
vom Erkenntnißgerichte mit Recht bejaht worden. Dem die E. war dem 
Angeklagten in der That auf deffen Bitte von ihrem Bruder Vincenz E., 
in deſſen Hauſe ſie wohnte, zum Zwecke des Viehtriebes mitgegeben 
worden, und aus dieſem thatſächlichen Verhältuiſſe in Verbindung mit 
der Stellung des Angeklagten als Geiſtlicher und Lehrer des Mädchens 
ergab fih deſſen Verpflichtung, das letztere zu beaufſichtigen und wohl- 
behalten zurückzubringen. 


Gelege und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 


IV. Stück. Ausgeg. am 1. März. — 6. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 22. November 1885, Z. 20.998 IE, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaft tevo und des Dorfweilers Bulaj der Gemeinde 
Scardona in dem politiſchen Bezirke Sebenico. — 7. Kundmachung der k. k. 
dalmatiniſchen Finanz⸗Landesdirection vom 21. December 1885, Z. 18.353, 
betreffend die Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen- und Seeſanitätsdienſt in 
Caſtelventer. — 8. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
14. Jänner 1886, B. 86 Präſ., betreffend die Entwaffnung der Ortſchaft Vrbnik, 
Gemeinde Knin, in dem politiſchen Bezirke Knin. — 9. Kundmachung der k. k. 
dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. Februar 1886, 3. 3105, betreffend die 
Einhebung eines Zuſchlages auf die directe Erwerb- und Einkommenſteuer zur Be⸗ 
ſtreitung der Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer in Raguſa. 
— 10. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 18. Februar 
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1886, 3. 3697 V, betreffend die Entwaffnung der Ortſchaft Stelje, Gemeinde 
Vergorac, in dem politiſchen Bezirke Makarska. 

V. Stück. Ausgeg. am 10. April. — 11. Gefetz vom 15. Februar 1886, 
mit welchem eine Bauordnung für das Königreich Dalmatien eingeführt wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 20. April. — 12. Kundmachung der k. k. dal- 
matiniſchen Statthalterei vom 2. Jäuner 1886, 3. 23.499, womit die Vergütung 
für die der Mannſchaft auf dem Durchzuge von dem Quartierträger gebührende 
Mittagskoſt feſtgeſetzt wird. — 13. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt- 
halterei vom 13. Jänner 1886, 3. 246 V, betreffend die Entwaffnung der 
Ortſchaften Vojnic und Kosute, Gemeinde Sinj, im politiſchen Bezirke 
Sinj — 14. Geſetz vom 24. März 1886, mit welchem der Landes- 
ausſchuß zur Contrahirung eines Anlehens im Betrage von 225.000 fl. auf 
Rechnung des Landesfondes des Königreiches Dalmatien ermächtigt wird — 
15. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 31. März 1886, 
Z. 6421, betreffend die Uebernahme der Garantie des Landesfoudes für das von 
der Gemeinde Arbe aufzunehmende Anlehen von 20.000 fl. 16. Kundmachung 
der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. April 1886, 3. 3356, betreffend 
den Anſchaffungspreis der nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 8. März 
1885, R. G. Bl. Nr. 22, von den gewerblichen Hilfsarbeitern zu führenden 
Arbeitsbücher. 17. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
12. April 1886, 3. 7058, betreffend die Einhebung einer Taxe von 50 fl. für 
die Verleihung des Heimatsrechtes in der Gemeinde Spalato. 


Landes-Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 


1. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters für Böhmen vom 4. Jänner 1886, 3. 102.889 ex 1885, betreffend die 
Feſtſetzung der Vergütung für die der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge 
gebühreude Mittagskoſt in dem Zeitraume vom 1. Jänner bis Ende December 
1836. — 2. Geſetz vom 6. Jänner 1886, mit welchem der Gemeinde der fal 
Hauptſtadt Prag die Bewilligung ertheilt wird, den ihr gehörigen Reſt der 
Realität NC. 462 II zu verkaufen. 

II. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. — 3. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters für Böhmen vom 10. Jänner 1886, 3. 241 Präſ., betreffend die Fort- 


erhebung der Landesumlage zur Beſtreitung der Laudesauslagen im erſten 


Vierteljahre des Jahres 1886. — 4. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 13. Jänner 1886, 3. 381 Präf., betreffend die Umlage für den 
Grundentlaſtungsfond des Königreiches Böhmen für das Jahr 1886. 

III. Stück. Ausgeg. am 3. Februar. — 5. Kundmachung des k. k. Statt— 
halters für Böhmen vom 19. November 1885, 3. 89.722, womit die neue 
„Juſtruetion zur Ausführung der Wehrgeſetze“ verlautbart wird. 

IV. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 6. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters für Böhmen vom 30. Jänner 1886, 3. 6593, womit die Reiſe- und 
Geſchäftspläue der Stellungscommiſſionen im Bereiche des k. k. 8. und 9. Corps- 
commandos für die regelmäßige Stellung im Jahre 1886 verlautbart werden. 

V. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 7, Geſetz vom 20. Jänner 1886, 
mit welchem der Gemeinde der kgl. Hauptſtadt Prag die Bewilligung ertheilt 
wird, einen Theil des Gaſſengrundes im Ausmaße von 576 Qu.⸗Kl. oder 
206 93 Qu.⸗M. zu verkaufen. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 
vom 26. Jänner 1886, Z. 964, betreffend die Wiederbemauthung der Bezirks 
ſtraßen im Humpoletzer Bezirke. — 9. Kundmachung des k. k Statthalters für 
Böhmen vom 30. Jänner 1886, Z. 3492, betreffend die Bemauthung der die 
Gemeinden Strahl, Hoſtitz und Kozlow verbindenden Holzbrücke über den 


Otawafluß. 
Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Cabiuetsſeeretär Hofrath Stephan v. Pápay 
zun wirklichen Sectiouschef in Allerhöchſtihrer Cabinetskanzlei ernannt. 

Seine Majeftät haben dem mit der Kanzleidirection Allerhöchſtihres 
Oberſthofmarſchallamtes betrauten Oberlaudesgerichtsrathe Alfred Freiherrn von 
Prandan anläßlich deſſen Rückverſetzung zum Wiener Oberlandesgerichte die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſeu. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be- 
kleideten Oberfinanzrathe der Finanz-Landesdirection in Prag Joſeph Neißer 
anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector und Oberfinanzrathe der 
Generaldirection der Tabakregie Karl Ritter v. Felkl bei deffen Penſionirung 
den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der galiziſchen Karl-Ludwig⸗ 
Bahn Hofrath Dr. Eduard Sochor Ritter v. Friedrichsthal den Freiherrn— 
ſtand taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Anton An dahäzy de 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


sprünglich den Gesetzgebero vorgeschwebt hat, 


Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. 


Andahaza et Szent Andras zum Statthaltereirathe der galiſchen Statt« 
halterei ernannt. 10 

f Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmäunern Thomas Frank in 
Komotau und Wenzel Schenef, derzeit in Verwendung bei der Statthalterei in 
Prag, je den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dikaſterial-Gebäudedireetor in Wien Rudolph 
Pauk taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnuungsrevidenten im Ackerbauminiſterium 
Johann Rupert und Anton Rauſcher je den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Landes⸗Krankenanſtalt in Olmütz 
Med. Dr. Franz Groh den Titel eines kaiſ. Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Ludwig Wächtler in Wien den 
Titel eines Baurathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 

Oberamts-Officialsſtelle bei dem k. k. Lottoamte in Brünn in der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis 23. December. (Amtsbl. Nr. 274. 

Oberrechnungsrathsſtelle bei der Krainer Landesregierung in der ſiebeuten, 
eventuell auch die eines Rechnungsrathes in der achten, eines Rechnungsrevidenten 
in der neunten, eines Rechnungsofficials in der zehnten, endlich eines Rechnungs- 
aſſiſtenten in der eilften Raugsclaſſe, bis Ende December (Amtsbl. Nr 274.) 

Zwei Salinenarztenſtellen in dem ſalinen und forſtämtlichen Kurdiſtriete 
Ebenſee in Oberöſterreich mit je 800 fl. jährlicher Beſtallung, Gangpauſchale 1., 
bis 11. December. (Amtsbl. Nr 274.) 

Steneramts-Coutrolorsſtelle in der zehuten und mehrere Steueramts— 
Adjunctenſtellen in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 279.) 


Concurs-Ausſchreibhung 

Bei denn Stadtmagiſtrate Laibach ift die Stelle des Polizei— 

commiſſärs mit dem Jahresgehalte von 1200 fl. und dem Auſpruche auf 
zwei, in die Peuſion einrechenbare 10° ‚ige Quinquennalzulagen erledigt. 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre, mit den Nachweiſen über das 

Alter, dann über die für die politische Geſchäftsführung oder für das Richteramt 

erforderliche Befähigung, die bisherige Verwendung und die volle Kenntniß der 


floveniſchen und deutſchen Sprache belegten Geſuche bis 24. December d. J, 


und zwar, falls fie öffentlich bedieuſtet find, im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde, 
bei dem gefertigten Stadtmagiſtrate einzubringen. 

Im Polizeidienſte praktiſch ausgebildete Bewerber haben caeteris paribus 
den Vorzug. 
Stadtmagiſtrat Laibach, am 29. November 1886. 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien. I., Kohlmarkt 7. 


Handbuch 
des 


österreichischen Bergrechtes 


auf Grund des allgemeinen Berggesetzes vom 23. Mai 1854 
mit Berücksichtigung 
der einschlägigen Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen. 
Von 
Dr. Ludw. Haberer und Friedrich Zechner, 


k. k. Ober-Bergcommissäre. 
XIV und 457 Seiten gr. 8. Preis 4 fl., geb. in Leinen 4 fl. 60 kr. 


Die stetige Fortentwicklung des Bergwesens, welche auch auf 
die Handhabung des Berggesetzes nicht obne Einfluss geblieben ist 
und die bergrechtliche Praxis vielfach anders gestaltete, als dies ur- 
ferner die inzwischen 
erfolgte, der wachsenden Bedeutung des Bergbaues Rechnung tragende 
Errichtung selbstständiger Bergbehörden, sowie nicht minder der Hin- 
blick auf zahlreiche neue Gesetze und Verordnungen, welche in das 
Bergwesen eingreifen, veranlassten die Herren Autoren, in diesem 
Buche eine Darstellung des österreichischen Bergrechtes auf Grundlage 
der gegenwärtig geltenden Praxis zu geben, welche einem wirklichen 
Bedürfnisse entspricht. 

Nicht allein der praktische Fachmann, sondern auch die P. T. 
Verwaltungsbeamten und Juristenkreise werden das Werk als verläss- 
lichen Rathgeber sehr wohl schätzen. 

Vorräthig in allen Buchhandlungen. 


DEE Hieu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 32 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


